
Auch die Europäische Union hat Klima-
schutzpolitik lange Zeit als eine potentiel-
le Last für die Wirtschaft betrachtet. Eine
Reihe von Studien, am prominentesten
jene des International Project for Sustaina-
ble Energy Paths (IPSEP) bilden die Basis
für eine völlig konträre Argumentation: Eu-
ropa könnte sich durch eine eigenständige
Klimapolitik beachtliche wirtschaftliche
Vorteile sichern. 

SScchhllüüsssseellwwoorrttee:: EU-Energiepolitik, Ener-
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Studien zur 
Klimaschutzpolitik
Innovative wirtschaftliche Impulse durch Kli-
maschutz – mit dieser Thematik beschäftigt
sich spätestens seit der 3. Vertragsstaaten-
konferenz des Rahmenübereinkommens
über Klimaänderungen in Kyoto (CoP 3)
eine zunehmende Zahl an Studien. Während
in den Anfangsjahren der Diskussion über ei-
nen menschlichen Einfluss auf das globale
Klima dessen Vermeidung stets mit hohen
monetären Kosten in Verbindung gebracht
wurde, zeigt sich mittlerweile, dass die Inter-
essen des Klimaschutzes nicht nur kompati-
bel, sondern in vielen Fällen sogar deckungs-
gleich mit anderen wirtschaftpolitischen In-
teressen sind und diese fördern.

Die Gestaltungsmöglichkeiten 
für die EU-Energiepolitik
Kern- und zugleich Ausgangspunkt derarti-
ger Überlegungen ist die Frage der künfti-
gen Gestaltung der Energiepolitik, global
wie lokal betrachtet. Die Erreichung klima-

politischer Zielsetzungen (Reduktion treib-
hauswirksamer Gase) setzt demnach vor-
aus, dass einerseits der Wirkungsgrad der
Umwandlungskette von Primär- zur Enden-
ergie gesteigert, und andererseits der End-
energieeinsatz verringert wird. Beide Schrit-
te lösen indes wirtschaftliche Impulse in
Form technischer wie technologischer In-
novationen aus, die der Wettbewerbsfähig-
keit und dem Wohlstand der Wirtschaft
dienen.

Gerade die Europäische Union und ihre
Mitgliedsstaaten hegen ob der starken Ab-
hängigkeit von Einfuhren konventioneller
Energieträger aus anderen Bereichen der
Erde großes Interesse an derartigen Überle-
gungen. Das Energie-Direktorat der Eu-
ropäischen Kommission (DG XVII) veröf-
fentlichte im Frühjahr 1996 eine Studie, in
der für die EU für das Jahr 2020 ein Ab-
hängigkeitsgrad von Energieeinfuhren von
70% (bei Erdgas) bis 90% (bei Erdöl) pro-
gnostiziert wird, sollte sich an der derzeit
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praktizierten Energiepolitik im EU-Raum
nichts verändern (EC 1996). Folglich stellt
die Versorgungssicherheit eine der zentral-
sten energiepolitischen Herausforderungen
für die Union in der Zukunft dar.

Das IPSEP-Szenario für die
EU: Ohne Kyoto-Mechanis-
men nach Kyoto
Die im Oktober 1999 von IPSEP veröffent-
lichte Studie belegt, dass die von der EU
auf der Konferenz in Kyoto eingegangenen
völkerrechtlich verbindlichen Zusagen zur
Reduktion der Treibhausgasemissionen mit
einer dem Konzept der Nachhaltigen Ent-
wicklung entsprechenden Energiepolitik er-
reicht werden können. Gleichzeitig hätte
ein derartiges Handeln positive Auswirkun-
gen auf Wirtschaftsentwicklung und Be-
schäftigungssituation in der EU. Von be-
sonderem Interesse an diesen Ergebnissen
ist die Tatsache, dass im IPSEP-Szenario ei-
nerseits von einem vollständigen Ausstieg
der EU aus der atomaren Stromerzeugung
ausgegangen wird, und andererseits die
vorgeschlagenen Emissionsreduktionen
ausschließlich im EU-Raum realisiert wer-
den, demnach von der Möglichkeit einer
Inanspruchnahme der sogenannten Kyoto-
Mechanismen – der flexiblen Instrumente
des Kyoto-Protokolls – abstrahiert wird.
Vielmehr wird ausgeführt, dass ein solches
Freikaufen von EU-internen Reduktions-
maßnahmen sogar kontraproduktiv wäre.
In der Folge werden die zentralen Ergebnis-
se der IPSEP-Studie vorgestellt. 

Klimaschutz und 
Energiepolitik in der EU
THG-Reduktionsvorgaben für die EU
Gemäß dem Kyoto-Protokoll ist die EU ver-
pflichtet, die Emissionen von sechs Treibh-
ausgasen (THG) bis zum Zeitraum 2008-
2012 um 8% im Vergleich zum Niveau von
1990 zu vermindern. Die EU-interne Re-
duktionsaufteilung, die auf die unter-
schiedliche wirtschaftliche Entwicklung der

Mitgliedsstaaten Rücksicht nimmt, wurde
im Juni 1998 auf dem Umweltministerrat in
Luxemburg festgelegt. Österreich hat dabei
eine Reduktionsverpflichtung von 13%
übernommen.

Das Energie-Direktorat der Kommission
(DG XVII) entwickelte bereits im Jahr 1996
mehrere Szenarien für die Entwicklung der
CO2-Emissionen im EU-Raum (EC 1996).
Dabei zeigt sich, dass ein „business-as-
usual“ (BAU) in der Energiepolitik zu einer
Zunahme der CO2-Emisionen bis 2010 von
9-12% gegenüber dem Niveau von 1990
führt, bis 2020 könnte dieses sogar um bis
zu 17% ansteigen. Eine mögliche Errei-
chung der Kyoto-Vorgabe verlangt laut DG
XVII wirtschaftspolitische Eingriffe, die zu
einem Shift des Energie-Angebotsmix in
Richtung nicht-fossiler Energieträger
führen muss. Im Vordergrund steht dabei
die Forderung nach einer progressiv anstei-
genden Besteuerung des Verbrauchs fossi-
ler Energieträger. In Ergänzung sieht dieses
Szenario auch einen Anstieg der Kernener-
gie vor, Biomasse und andere erneuerbare
Energieträger tragen nur zu einem gerin-
gen Teil zur Emissionsreduktion bei. Für
2010 wird unter diesen Rahmenbedingun-
gen eine Reduktion der CO2-Emissionen
gegenüber 1990 von 6% prognostiziert,
bis 2020 könnte so eine Abnahme von
11% erreicht werden.

Potenziale zur Steigerung der En-
ergie-Effizienz in der EU
Die vorgestellten Projektionen der DG XVII
für die Entwicklung der CO2-Emissionen
basieren im wesentlichen auf einer ange-
botsseitig orientierten Energiepolitik (voll-
ständige Liberalisierung des europäischen
Energiebinnenmarktes), in der die Forde-
rung nach Maßnahmen zur Erhöhung der
Energieeffizienz bei der Energieverwen-
dung nur von untergeordneter Bedeutung
ist. An diesem Punkt greift die Studie von
IPSEP ein, indem neben angebotsseitigen
Maßnahmen auch solche ventiliert werden,
durch die ein im wesentlichen von der En-
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ergie-Nachfrageseite induzierter techni-
scher Wettbewerbsschub ausgelöst wird,
der sowohl klimapolitisch wie auch wirt-
schaftspolitisch gewünschte Effekte verur-
sachen würde. Die Untersuchungen kom-
men zu dem bemerkenswerten Ergebnis,
dass ohne wesentliche Änderungen des En-
ergiekonsummusters allein durch den ge-
nerellen Einsatz bereits heute verfügbarer
energiesparender Technologien der Enden-
ergieverbrauch bis zum Jahr 2020 um 50%
gegenüber den Prognosen der EU-Kom-
mission verringert werden kann.

Im Zentrum stehen dabei zunächst Maß-
nahmen zur Verbesserung der thermischen
Gebäudequalität im Alt- wie Neubau, so-
wie das Ausschöpfen von Einsparpotenzia-
len bei Haushalts- und Bürogeräten, Be-
leuchtungs- und Ventilatorsystemen. Die-
ses Ergebnis ist um so beachtlicher, als es
nur die im Vergleich zu den EU-Projektio-
nen zusätzlichen Reduktionsmöglichkeiten
beinhaltet. Ähnliche Einsparungsergebnisse
können auch im Verkehrs- und Transport-
bereich erzielt werden, wobei für 2020 ein
durchschnittlicher Benzinverbrauch von
Automobilen von 2,5 l/100km angenom-
men wird. Eine gesteigerte Effizienz bei der
Energieverwendung wird schließlich auch
im industriellen Sektor gefordert, wo im Be-
reich der Rohstoffverarbeitung durch ver-
stärktes Recycling und Materialverbesse-
rungen ein Reduktionspotenzial von 41%
angeführt wird.

Geänderter Energieträgermix
Neben den genannten Optionen zur Re-
duktion der THG-Emissionen durch Effizi-
enzsteigerungen bei der Energieverwen-
dung sieht das IPSEP-Szenario auch Maß-
nahmen auf der Energieangebotsseite vor,
die einerseits den verstärkten Einsatz er-
neuerbarer Energieträger umfassen, und
andererseits eine Erhöhung der Wirkungs-
grade bei der Energiebereitstellung bewir-
ken sollen. Bei den erneuerbaren Energie-
trägern gehen die Verfasser der Studie von
einem im Vergleich zu den Projektionen der

DG XVII deutlich stärkeren Einsatz von Bio-
masse, Wind- und Solarenergie aus. Laut
IPSEP würden in den Szenarien der Kom-
mission bis 2020 nur maximal 61% des
möglichen Anteils erneuerbarer Energieträ-
ger am Angebotsmix realisiert. Insgesamt
könnten erneuerbare Energieträger im Jahr
2020 unter Berücksichtigung oben disku-
tierter Maßnahmen zur Effizienzsteigerung
bei der Energieverwendung rund ein Viertel
des benötigten Gesamtenergiebedarfs
decken, während die EU von maximal 13%
ausgeht.

Besonders konträr zu den Ergebnissen der
DG XVII sind die von IPSEP vorgeschla-
genen Ansätze zur Veränderung des Ener-
gieträgermix in Punkto atomarer Stromer-
zeugung. Der gewählte Ansatz, der Maß-
nahmen zur Effizienzsteigerung bei der En-
ergieverwendung gemeinsam mit jenen auf
der Angebotsseite betrachtet, zeigt in allen
Szenarien, dass die gesteckten klimapoliti-
schen Zielsetzungen der EU mit einem
gänzlichen Ausstieg aus der nuklearen En-
ergiegewinnung vereinbar sind. Stattdes-
sen wird von IPSEP eine verstärkte Ausdeh-
nung von Technologien zur gemeinsamen
Erzeugung von Strom und Wärme (Coge-
neration-Anlagen) gefordert. Die Abwär-
menutzung könnte vor allem im Wohnbau-
bereich sowie bei maschinellen Anlagen zu
einer deutlichen Reduktion von THG-Emis-
sionen führen. Der vermehrte Einsatz von
Wärmepumpen würde den energetischen
Wirkungsgrad einer derartigen kaskadi-
schen Energienutzung noch zusätzlich er-
höhen.

Ökonomische Rationalität
klimaschützender Maß-
nahmen
Besondere Bedeutung erhalten Klima-
schutzmaßnahmen im wirtschaftspoliti-
schen Kontext dann, wenn sich heraus-
stellt, dass hierdurch andere wirtschaftpoli-
tische Zielsetzungen besser (das heißt zu
geringeren gesamtwirtschaftlichen Kosten)
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erreicht werden können. Aus diesem Grund
wird von IPSEP den Kosten jener vorge-
schlagenen Maßnahmen besonderes Au-
genmerk geschenkt, durch die es der EU
möglich wäre, ihre gesteckten Emissions-
ziele zu erreichen. 

Zusatz-Nutzen durch 
Technologie-Effekte
Im Einklang mit zahlreichen anderen Studi-
en auf nationaler Ebene (z.B. Österreichi-
scher Klimabeirat 1998a, b; Beratendes Or-
gan für Fragen der Klimaänderung 2000)
zeigen die Untersuchungen von IPSEP, dass
sich für den EU-Raum deutlich positive
Auswirkungen klimaschutzwirksamer Maß-
nahmen auf die gesamtwirtschaftliche Si-
tuation einstellen würden, die jedenfalls die
Kosten der Implementierung bei weitem
übertreffen. Bei einem Vergleich von Maß-
nahmen zur Erhöhung der Effizienz bei der
Energieverwendung mit jenen bei der Ener-
giebereitstellung kommen die Autoren der
IPSEP-Studie zu dem Ergebnis, dass jede
kWh an eingesparter Energie rund ein Drit-
tel weniger an Kosten verursacht als eine
zusätzlich erzeugte kWh. Aus diesem
Grund werden von den Autoren unter an-
derem freiwillige oder verpflichtende Mini-
mumenergieeffizienzstandards gefordert,
um effizienzsteigernde Technologien kon-
kurrenzfähiger zu machen. 

Zusatz-Nutzen durch 
Kosten-Einsparungen
Neben diesen feedback-Effekten auf die
Technologiekosten bedeutet eine geringere
Energienachfrage auch eine Kostenerspar-
nis auf der Angebotsseite, da im Energie-
trägermix verstärkt auf billigere Energiebe-
reitstellungstechnologien (vor allem Was-
serkraft) zurückgegriffen werden kann.

Von entscheidender Bedeutung (nicht zu-
letzt ob der aktuellen Preisentwicklungen
auf den internationalen Ölmärkten) sind
schließlich die Auswirkungen einer vermin-
derten Energienachfrage auf die Abhängig-
keit der EU von Importen fossiler Energie-

träger. Das IPSEP-Szenario errechnet im
Vergleich zum BAU-Szenario der Kommissi-
on für die EU bis 2020 einen Rückgang bei
der Nachfrage nach Kohle, Öl und Gas von
28%, verbunden mit einer jährlichen Er-
sparnis bei den Energiekosten von rund 80
Mrd. �. Insgesamt ergibt sich für die von IP-
SEP vorgeschlagenen effizienzsteigernden
Maßnahmen auf der Energieangebots- wie
-nachfrageseite bis zum Jahr 2020 ein Eins-
parungspotenzial von rund 30% (170 Mrd.
�) gegenüber den Analysen der DG XVII bei
gleichzeitiger Reduktion der CO2-Emissio-
nen gegenüber 1990 um 17%. Berücksich-
tigt man zusätzlich noch die vermiedenen
externen Kosten der Umweltbelastung, so
resultiert daraus eine jährliche Ausgabener-
sparnis von 190-240 Milliarden �, was im-
merhin rund 2% des für 2020 prognosti-
zierten Inlandsproduktes der EU entspricht.
Auch für die Beschäftigungssituation erge-
ben sich stimulierende Effekte: da der Ener-
giesektor traditionell zu den kapitalintensiv-
sten Wirtschaftsbereichen zählt, bedeutet
eine Abnahme des Energiebedarfs einen In-
vestitions-Shift in Richtung arbeitsintensive-
rer Bereiche.

Neue Anforderungen an die
Wirtschaftspolitik
Rahmenbedingungen für energie-
relevante Entscheidungen
Wiewohl sich die vorgestellten Maßnah-
men der IPSEP-Studie als „Win-Win“ Stra-
tegien erweisen, bedarf es zu ihrer Imple-
mentierung eines beträchtlichen politischen
Willensaktes. Während zahlreiche Ökono-
men die EU-weite Einführung von Energie-
steuern als Lenkungsinstrument forcieren,
messen die Autoren der IPSEP-Studie einer
solchen Maßnahme nur subsidiäre Bedeu-
tung bei. Stattdessen wird ein Paket an
Maßnahmen vorgeschlagen, das zentral
auf eine Erhöhung der Energieproduktivität
abzielt. Unter anderem werden urgiert:

■ Klar definierte sowie rechtlich verbindli-
che nationale wie EU-weite Reduktionszie-
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le inklusive zeitlicher Vorgaben zur Zieler-
reichung

■ Verbindliche Vorgaben für den Anteil er-
neuerbarer Energieträger am Energieträger-
mix

■ Minimumenergieeffizienzstandards für
Gebäude, Kraftfahrzeuge oder Beleuch-
tungssysteme

■ Reformen im Energiesektor, durch die
eine rasche Ausweitung von Cogeneration-
Technologien forciert werden

■ Finanzielle Anreize für Energiesparinno-
vationen sowie zusätzliche Ausgaben für
Forschungstätigkeiten im Bereich Klima-
schutz

Energiesteuern haben in diesem integrier-
ten Ansatz im wesentlichen nur die Funkti-
on, die geforderten finanziellen Anreize zu
garantieren sowie die Preise fossiler Ener-
gieträger trotz der induzierten geringeren
Nachfrage konstant zu halten.

Die Kontroverse um die 
Kyoto-Mechanismen
Neben den aufgelisteten wirtschaftspoliti-
schen Maßnahmen, die als Eckpfeiler einer
aktiven Klimaschutzpolitik gesehen wer-
den, geht die vorliegende Studie in beson-
derem Maße auf die Frage des Einsatzes
der im Kyoto-Protokoll vorgesehenen Kyo-
to-Mechanismen (Joint Implementation,
Clean Development Mechanism, Emissions
Trading) ein. Die Verhandlungsposition der
EU in der internationalen Diskussion hierzu
zielt darauf ab, nur einen begrenzten Anteil
(cap) an Emissionsreduktion durch diese
Mechanismen zu erlauben, während vor al-
lem die USA eine Erreichung der Redukti-
onsziele auch unter ausschließlicher Inan-
spruchnahme dieser Instrumente akzeptier
hätten. Als Argumente für diese Position
werden nach wie vor zu hohe Kosten einer
Emissionsreduktion bzw. geringe Reduk-
tionspotenziale in den Industrieländern an-
geführt. 

Die Ausführungen von IPSEP kommen in-
des zu dem Ergebnis, dass eine derartige

Strategie eines Freikaufens von internen
Reduktionsanstrengungen für die EU sub-
optimal wäre. Gerade die Überlegungen
bezüglich der Potenziale der Effizienzstei-
gerung bei der Energieverwendung ma-
chen deutlich, dass auch in den Industri-
eländern noch beachtliche Einsparungs-
möglichkeiten existieren, deren Realisie-
rung stimulierende Effekte auf die wirt-
schaftliche Entwicklung hätten. 

Ein Outsourcing von Emissionsreduktionen
würde diesen Innovationsschub und den
damit verbundenen Wettbewerbsvorteil
verhindern und demnach beträchtliche Op-
portunitätskosten verursachen. Der Einsatz
der flexiblen Instrumente wird nur in jenen
Fällen sinnvoll sein, in denen extern einge-
kaufte Emissionsreduktionen die Realisie-
rung effizienzsteigernder Maßnahmen in-
nerhalb der EU nicht verdrängen und
tatsächlich kostengünstiger sind als EU-in-
terne Reduktionsmaßnahmen. Basierend
auf diesen Überlegungen kommt die Studie
zu dem Schluss, dass maximal 10% der ge-
planten Emissionsreduktionen der EU durch
den Einsatz flexibler Mechanismen realisiert
werden sollten, der Rest hingegen durch
EU-interne Anstrengungen.

Einige Schlussfolgerungen
Die Ergebnisse der breit angelegten Studie
des IPSEP zeigen, dass die Erreichung der
im Kyoto-Protokoll vorgeschriebenen THG-
Emissionsreduktion für die EU trotz des ak-
tuell noch hohen Ausstoßniveaus realisier-
bar ist. Die hierzu erforderlichen Schritte
umfassen Maßnahmen zur Erhöhung der
Effizienz bei der Energieverwendung einer-
seits sowie der Energiebereitstellung ande-
rerseits. Minimumenergieeffizienzstan-
dards, die Forcierung von Cogeneration-
Technologien auch im nicht-industriellen
Bereich sowie ein hoher Anteil erneuerba-
rer Energieträger am Energieträgermix wer-
den dabei gefordert; daneben wird ein voll-
ständiger Ausstieg aus der atomaren
Stromerzeugung ventiliert.
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Dass derartige Maßnahmen ökonomisch
rational sind, zeigen die Ergebnisse hin-
sichtlich der erzielten Einsparungen bei den
Energiekosten sowie bei den positiven Aus-
wirkungen auf die Beschäftigungssituation.
Darüber hinaus würde die Wirtschaft der
EU einen Innovationsschub verzeichnen,
der die künftige Wettbewerbsposition Eu-
ropas in der Welt deutlich verbessern wür-
de. Um diese Vorteile zu lukrieren, müssen
die gesteckten Reduktionsziele im wesent-
lichen durch Maßnahmen im EU-Raum er-
reicht werden, der Einsatz der im Kyoto-
Protokoll vorgesehenen flexiblen Instru-
mente sollte lediglich marginale Bedeutung
besitzen. 

Es bleibt zu hoffen, dass durch die mit der
IPSEP-Studie vorgelegten Argumentation
ein Diskussionsprozess einsetzt, der zu kon-
sensfähigen politischen Schritten führt. Die
europäische Wirtschaft sollte sich nicht die
Chance entgehen lassen, durch eine inno-
vative Klimapolitik einen bedeutenden
Wirtschaftsimpuls in Gang zu setzen.
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